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Das große Kräftemessen
Vom bundesweiten IG Metall-Aktionstag in der Automobilindustrie zur 

Ausweitung der Sozialproteste, auch in Betrieben?

Ein Kommentar von Marvin Hopp*

In: express 9/2026

Für den 21. September ruft die IG Metall bundesweit zum Automobilaktionstag auf. In der
ankündigenden Pressemitteilung vom 11. August heißt es: »[D]ie IG Metall [wird] ganztägig
und bundesweit Aktionen und Proteste an den deutschen Automobilstandorten veranstalten.
Der Angriff auf die Beschäftigung an den deutschen Automobilstandorten […] ist beispiellos.
Zehntausende Beschäftigte bei Zulieferern, Entwicklungsdienstleistern und Herstellern haben
ihren Arbeitsplatz bereits verloren. Weitere Zehntausende bangen um ihren Arbeitsplatz, gan-
ze Regionen in Deutschland um ihren Wohlstand. Es droht ein Totalschaden der deutschen
Automobilindustrie. So nicht! Es reicht! Die Kolleginnen und Kollegen, Metallerinnen und
Metaller, wehren sich!« 

Und in der aktuellen Ausgabe der Mitgliederzeitung schreibt die IGM: »Alle Beschäftigten
in allen Schichten, ob Hersteller oder Zulieferer, sind aufgerufen, sich am großen bundeswei-
ten Aktionstag zu beteiligen«. Wer sich jetzt fragt, ob »ganztägig« und »Alle Beschäftigte in
allen Schichten« nicht eigentlich bedeutet, dass die IG Metall zum politischen Streik aufruft,
wird bei der weiteren Lektüre nicht schlauer – am Ende der Pressemitteilung steht lediglich:
»Für Nachfragen sind wir gern erreichbar, bitte beachten Sie jedoch, dass wir detaillierte Pla-
nungen erst kurz vor dem 21. September veröffentlichen werden.« Warum sich die IG Metall
an dieser Stelle so bedeckt hält, dürfte gute Gründe haben. Dazu aber später mehr.

Warum ein branchenweiter Aktionstag?

Auch wenn die Berichterstattung manchmal anderes vermuten lässt: Die deutschen Automo-
bilhersteller  fahren weiterhin Gewinne in Milliardenhöhe ein.  Die Hersteller  Volkswagen,
BMW und Mercedes-Benz teilen sich im internationalen Vergleich des Gewinnvolumens im-
mer noch u.a. mit Toyota, Hyundai und Xiaomi die vorderen Plätze der börsennotierten Auto-
mobilhersteller. Warum ist das Jammern in den Vorstandsetagen dennoch so groß? Im Zuge
der Elektrifizierung des Antriebs und dessen Etablierung auf den zentralen Absatzmärkten
schwindet der vor allem technologisch begründete Wettbewerbsvorteil der deutschen Herstel-
ler. Mittels Slogans wie »Besser statt billiger« ließen sich über viele Jahre höhere Löhne mit
technologischem Vorsprung und Innovationen rechtfertigen.  Doch die  hochsubventionierte
chinesische Konkurrenz produziert inzwischen die gleichen Autos zu billigeren Konditionen,
was vor allem zu einem Verkaufsrückgang auf dem zentralen chinesischen Volumenmarkt
geführt hat. Und nun drängen chinesische Autobauer wie BYD und MG auch auf den europäi-
schen Markt. Mit einer zu erwartenden weiteren Etablierung des Elektroautos dürfte sich die
Lage folglich weiter zuspitzen und daher das Jammern in den Vorstandsetagen noch lauter
werden. Erschwerend hinzu kommt die geopolitische Lage sowie das Streichen der Elektro-
Förderung in den USA und deren Zollpolitik, was Auswirkungen auf den Absatz von Autos
hat: Alleine von 2019 bis 2025 sank beispielsweise beim Volkswagenkonzern der Absatz um
19 Prozent auf neun Millionen Fahrzeuge.
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Zum gegenwärtigen Zeitpunkt muss man daher feststellen, dass der über drei Jahrzehnte
dominante »Wettbewerbskorporatismus«1 an seine Grenzen zu kommen scheint. Die vormali-
ge »Friedensformel« für dieses System lautete:  Beschäftigungssicherung im Tausch gegen
Lohnzurückhaltung oder gar Konzessionen, abgesichert durch teils erhebliche Produktivitäts-
steigerungen. Wer sich jetzt zurecht fragt, wie in der Vergangenheit Beschäftigungssicherung
ohne Arbeitszeitverkürzung bei  kontinuierlich zunehmender Produktivität,  also dem Rück-
gang des Bedarfs an menschlicher Arbeitskraft, überhaupt möglich war, findet die Antwort
beim Blick auf den über viele Jahre gewachsenen Anteil an weltweit produzierten Autos, der
wiederum mit der Verdrängung von Wettbewerbern, aber auch dem Aufbau von Überkapazi-
täten einherging. 

Was bei vielen Zulieferern bereits gang und gäbe ist, nämlich dass sich Standort- und Be-
schäftigungssicherung sowie Investitionen in Standorte seitens der Beschäftigten zu großen
Teilen nur noch durch umfassende und wiederkehrende Abweichungen von Flächentarifver-
trägen teuer erkaufen ließen, scheint nun auch bei den großen Endherstellern die aktuelle –
und (wenn man sie gewähren lässt) wahrscheinlich auch zukünftige – Strategie der Kapitalsei-
te  zu  sein.  Die  Eigentümer:innen sind  offensichtlich  nicht  dazu bereit,  sich  im Zuge  der
Transformation von Produkten und Fabriken sowie für größere Investitionen auf geringere
Dividenden einzulassen. Stattdessen drängen sie auf umfassende Restrukturierungsmaßnah-
men, welche wiederum von einer ihr untergeordneten »Managerklasse neuen Typs« mit einer
beachtlich offenen Härte angegangen werden. Das Gebot der Stunde: »Die dünne Personalde-
cke muss noch dünner werden.« Die zentrale Frage, die hierbei im Raum steht: Wer zahlt für
diese (Transformations-)Krise? 

Als Dammbruch kann in dieser Auseinandersetzung die Kündigung mehrerer Tarifverträge
seitens des Managements von VW 2024 gelten – jenem Unternehmen, das wie kein anderes
für das deutsche Modell industrieller Beziehungen steht (siehe dazu express 7-8/2026, S. 10-
11). Zwar schloss das Verhandlungsergebnis aus dem Dezember 2024 betriebsbedingte Kün-
digungen bis Ende 2030 aus und sicherte vorerst alle Standorte, beinhaltete jedoch zugleich
eine Arbeitszeitverlängerung auf 35 Stunden pro Woche für den Teil der Belegschaft, welcher
noch vor 2005 eingestellt wurde und dem 33 oder 34 Stunden vertraglich zugesichert waren.
Hinzu kommt ein neues Entgeltsystem, das für Neueingestellte über alle Entgeltgruppen hin-
weg im Volumen sechs Prozent weniger Lohn bedeutet, sowie der »sozialverträgliche Abbau«
von 35.000 Arbeitsplätzen über Abfindungen und Altersteilzeitregelungen.

Betrachtet man die gesamte Branche, dann haben wir es derzeit mit einer dramatischen
Vernichtung von tariflich verhältnismäßig gutbezahlten und abgesicherten Industriearbeits-
plätzen zu tun. Allein binnen eines Jahres wurden laut Statistischem Bundesamt bis Mitte
2026 in Summe erneut 42.300 Arbeitsplätze (minus 5,8 Prozent) in der Automobilindustrie
abgebaut. Inzwischen arbeiten nur noch knapp 700.000 Beschäftigte in der Branche und damit
so wenige wie seit 2005 nicht mehr. Wer glaubt, damit wäre die Talsohle erreicht, wird leider
enttäuscht. Immer wieder sickern bei Volkswagen »zufällig« neue Zahlen zu Sparpaketen,
Standortschließungen und Beschäftigungsabbau aus dem Hochhaus in Wolfsburg an die Öf-
fentlichkeit – oder vielmehr gezielt an die Presse –, um eine intern kursierende operative Um-
satzrendite von mindestens neun Prozent sicherzustellen. Der Vorsitzende des Mercedes-Auf-
sichtsrats Brudermüller forderte im Juni, wenige Monate vor der Tarifrunde in der Metall-
und Elektroindustrie, sogar eine Rückkehr zur 40-Stunden-Woche. Unterstützung erhielt er
von Sachsens Ministerpräsident Kretschmer, der diese Forderung am 27. August bekräftigte,
die Gewerkschaften zur Aufnahme von Gesprächen aufforderte und damit u.a. eine Rettung
des Volkswagenstandorts Zwickau in Aussicht stellte. Fast zeitgleich wendete sich der Arbeit-
geberverband Südwestmetall  am 21. August an die Bundesregierung und forderte u.a.  die
Abschaffung des Acht-Stunden-Tages. 

1 Siehe u.a. Deppe, Frank (2000): Die neue Sozialpartnerschaft. Wettbewerbskorporatismus als neue »Frie-
densformel«, in: Urban, Hans-Jürgen (Hrsg.): Beschäftigungsbündnis oder Standortpakt? Das »Bündnis für 
Arbeit« auf dem Prüfstand, S. 47–68. Hamburg.



3

express Nr. 9/2026

Man muss  angesichts  der  aktuell  kursierenden Vorschläge  und Regierungspläne  (siehe
dazu express 7-8/2026) kein Anhänger von Verschwörungsmythen sein, um zu erkennen, dass
wir es mit einem nie dagewesenen Frontalangriff auf die sozialen Errungenschaften der orga-
nisierten Arbeiter:innenbewegung zu tun haben. Die große Ideenlotterie des Sozialdumpings
scheint eröffnet zu sein und erfasst inzwischen alle Bereiche: von Sozialhilfeempfänger:innen
und auf Grundsicherung angewiesene Arbeitssuchende über (bald noch länger) befristete jun-
ge Beschäftigte, von den Pflegekräften bis hin zu Automobilarbeiter:innen. Höchste Zeit also,
sich gemeinsam zu wehren – oder? 

Die bundesweiten Aktionstage als offensive Antwort?

Beschäftigungsfragen in der Automobilbranche sind schon immer Fragen von besonderer or-
ganisationspolitischer Bedeutung für die IG Metall. Rund jedes dritte Mitglied kommt aus
diesem Bereich, Arbeitsplatzabbau geht daher immer mit einem empfindlichen Rückgang der
Mitgliederzahlen einher. Die IG Metall wird so »in der aktuellen Situation zum Kämpfen ge-
zwungen«, wie es ein IG Metall-Hauptamtlicher kürzlich in einer kleinen Diskussionsrunde
beschrieb. 

Dennoch schimmert sowohl in der Organisation als auch in den Betriebsratsgremien bei
vielen noch immer ein Funken Hoffnung, dass die alte Welt wiederkehrt und sich Manage-
ment und Verbandsvertreter:innen der Kapitalseite wieder auf die partnerschaftliche Spielwei-
se »besinnen«. Zugleich ist nicht gewiss, ob der offensive Weg im Ergebnis mehr Erfolg bei
der Sicherung von Arbeitsplätzen haben wird. Leicht hat man sich daher mit der Entscheidung
zu einer bezirks- und markenübergreifenden Mobilisierung nicht getan, das bedurfte vieler
lauter  Stimmen von kämpferischen Betriebsräten  und Vertrauensleuten  aus  den Betrieben
(siehe beispielsweise die Resolution aus Untertürkheim, dokumentiert in express 6/2026).

Der 21. September wird damit nicht nur zu einem Kräftemessen gegenüber den Arbeitge-
bern, deren Sorge vor dem Konflikt mit der IG Metall offenbar nicht mehr in dem Maße vor-
handen zu sein scheint, dass weiterhin auf partnerschaftliche Beziehungen gesetzt wird. Viel-
mehr wird der 21. September zum Gradmesser, ob eine offensive und kämpferische gewerk-
schaftliche Strategie auch gewerkschaftsintern eine Perspektive bietet. Mit derartigen politi-
schen Aktionen (eventuell während der Arbeitszeit), ohne etabliertes Recht auf politischen
Streik, hat die IG Metall in ihrer Geschichte einige Erfahrungen gesammelt, die allerdings in
Vergessenheit zu geraten drohen: 1996 brachten der Protest von 350.000 Personen am 15.
Juni in Bonn, politische Streikaktionen von über 150.000 Kolleg:innen sowie eine Tarifbewe-
gung die Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall durch die Regierung Kohl zu Fall.
In einem DGB-Flugblatt, welches damals nach dem 15. Juni massenhaft in den Betrieben ver-
teilten wurde, hieß es: »[…] wir nehmen unser demokratisches Recht auf freie Meinungsäuße-
rung wahr – in den kommenden Wochen und vor allem am 27. Juni 1996 [ein Donnerstag,
Anmerkung M.H.]: in den Betrieben und Verwaltungen, in der Privatwirtschaft wie im öffent-
lichen Dienst, in den Schulen und Hochschulen. Die Mehrheit der Gesellschaft steht für Ar-
beit und soziale Gerechtigkeit.« Und die IG Metall  begründete die Aktionen kämpferisch:
»Protest ist unser gutes Recht! Demokratie ist keine Feierabend- oder Wochenendveranstal-
tung. Sie macht auch nicht vor den Werkstoren halt. Aufrufe der Gewerkschaft zur Teilnahme
an Protestaktionen gegen die Sozialabbaupläne der Bundesregierung sind zulässig.«2

Proteste in Betrieben, während der Arbeitszeit?

Es ist zu vermuten, dass auch am 21. September viele der Aktionen in der Arbeitszeit stattfin-
den werden. Rechtlich abgesichert werden kann derlei etwa durch zusätzlich einberufene oder
gezielt auf dieses Datum gelegte Betriebsversammlungen, die jederzeit unterbrochen werden
können, um beispielsweise spontan vor das Werkstor zu gehen und für die Öffentlichkeit, die
das Werksgelände in der Regel nicht betreten darf, sichtbar zu werden. Oder durch den spon-
tanen Besuch des Betriebsrats – dieser kann von den Beschäftigten jederzeit aufgesucht wer-

2 Jeweils zitiert nach Hopmann, Benedikt et al. (2026): Politischer Streik. Geschichte, Recht und Beispiele. 
Köln, S. 180.
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den, wenn ein besonderes Informationsbedürfnis existiert, also auch »spontan« in Anbetracht
der aktuellen öffentlichen Debatten. Ob an diesem Tag derartige Aktionsformen flächende-
ckend zur Anwendung kommen oder Beschäftigte auf Empfehlung eher zurückhaltender Be-
triebsräte  doch  »ausstempeln«  gehen,  um an  den  Protesten  teilzunehmen,  kann  als  Stim-
mungstest gelten und lässt erahnen, was von der Tarifbewegung – für die zwei Tage später,
am 23. September, Forderungen beschlossen werden – ab dem 31. Oktober zu erwarten ist.
Dort endet nämlich die Friedenspflicht für den Tarifvertrag in der Metall- und Elektroindus-
trie (siehe zur Tarifrunde MuE den Beitrag von Stephan Krull in dieser Ausgabe).

Was wenn?

Sollte es massenhaft zu entsprechenden politischen Aktionen während der Arbeitszeit kom-
men, könnte dies ein wichtiger Initialzünder für weitere Proteste gegen die Bundesregierung
sein. Dies setzt voraus, dass der 21. September, wie in seiner Konzeption dem Eindruck nach
vorgesehen, als Teil einer Gesamtchoreografie mit den Sozialprotesten am 26. September ver-
standen und kommuniziert wird. Das bedeutet, dass im Rahmen der Aktionen am Montag,
dem 21. September, sowohl ein Bezug zu den Sozialprotesten hergestellt wird, als auch durch
gezielte Ansprache Kolleg:innen für den darauffolgenden Samstag mobilisiert werden. Sollten
viele Betriebsräte und Vertrauenskörperleitungen außerdem den Mut aufbringen, in die Tradi-
tionen vergangener Proteste zu treten und ihre Aktionen in der Arbeitszeit durchführen, könn-
te dies eine wichtige Inspiration für die inner- und überbetriebliche Ausweitung der Proteste
über den 26. September hinaus sein. Wenn die Automobiler:innen vorangehen, vielleicht trau-
en sich dann auch Kolleg:innen aus anderen Branchen, einen Schritt weiter zu gehen? All das
sind Fragen politischer Organisierung und damit handelnder Akteur:innen. Die Situation ist
jedenfalls immer noch offen und die Wut so groß wie lange nicht mehr. Ob es nach dem 26.
September weitergeht, haben die gewerkschaftlichen Aktiven zu großen Teilen selbst in der
Hand.

* Marvin Hopp engagiert sich u.a. in einer organisationsübergreifenden Vernetzung ehren-
amtlicher Gewerkschafter:innen, die eine Ausweitung der Sozialproteste anstreben.
Zum ersten öffentlichen digitalen Ratschlag der Vernetzung kamen über 240 Kolleg:innen.
Siehe die vom express-unterstützte Homepage: Umverteilen-statt-Sozialabbau.de
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